
Harald Wixforth 

Der Kampf  um die Bergbaufreiheit. 

Zur Geschichte der preußischen Bergrechtsreform  von 1826 bis 1846 

Seit der intensiven Diskussion über Entwicklungsmuster und Stadien des Industrialisie-
rungsprozesses in Europa1, vor allem seit Alexander Gerschenkrons viel beachteter 
Studie über die Auswirkungen der wirtschaftlichen  Rückständigkeit auf  den Industriali-
sierungsverlauf  in einigen europäischen Ländern,2 werden einige Denkfiguren  stereo-
typ wiederholt, wenn die Industrialisierung in Deutschland charakterisiert und be-
schrieben wird: Deutschland, oder genauer gesagt, die Staaten des Deutschen Bundes 
und vorzugsweise Preußen, befanden  sich in wirtschaftlicher  Hinsicht gegenüber 
Großbritannien als dem "Pionierland der Industrialisierung"3 in einer Position des 
"Nachzüglers", weshalb spezifische  Mechanismen entwickelt werden mußten, um die 
im Vergleich zu Großbritannien fehlenden  Vorbedingungen der Industrialisierung zu 
substitutieren und den "great spurt" oder "take-off  in Gang zu setzen. Nach Gerschen-
kron fiel  vor allem dem Bankensystem die Rolle eines solchen Substitutionsfaktors 
zu.4 Zweitens wird betont, daß Großbritannien aufgrund  seiner wirtschaftlich  dominie-
renden Position von deutschen Unternehmern, Ingenieuren, ja sogar Staatsbeamten 
vielfach  als Vorbild für  die eigene industrielle Entwicklung betrachtet wurde. Zahlrei-
che Studien berichten ebenso über "Industriespionage" und Forschungsreisen nach 
Großbritannien durch Unternehmer der deutschen Frühindustrialisierung wie über die 
Bedeutung englischer oder irischer Unternehmer und Investoren beim Aufbau  von 

1. Im Hinblick auf  den Anfang  dieser Debatte siehe vor allem W.W. Rostow, The Stages of 
Economic Growth, New York 1967; ders. (Hg.), The Economics of  Take-off  into Sustained 
Growth, London 1963 und die in diesem Sammelband enthaltenen Beiträge zum "Take-off  in 
einigen europäischen Ländern sowie in den USA und Japan. 

2. A. Gerschenkron, Economic Backwardness in Historical Perspective, in: ders. (Hg.), Economic 
Backwardness in Historical Perspective. A Book of  Essays, Cambridge (Mass.) 1965, 13-25; 
ders., Wirtschaftliche  Rückständigkeit in historischer Perspektive, in: R. Braun u.a. (Hg.), 
Industrielle Revolution. Wirtschaftliche  Aspekte, Köln und Berlin 1972, 59-78. 

3. Siehe hierzu u.a. P. Mathias, The First Industrial Nation: An Economic History of  Britain 
1700-1914, London 1969; Ph. Deane, The First Industrial Revolution, Cambridge 1965, sowie 
vor allem S. Pollard, Peaceful  Conquest. The Industrialization of  Europe 1760-1830, Oxford 
1981. Die Industrialisierung in vergleichender Perspektive sowie länderspezifische  Entwick-
lungen wurden kürzlich diskutiert in: D. Fisher, The Industrial Revolution, New York/London 
1992. 

4. Gerschenkron, Economic Backwardness, 18-20. 
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Hüttenwerken und Kohlenzechen in den ersten deutschen industriellen Regionen.5 

Drittens wird hervorgehoben, daß im Gegensatz zu Großbritannien in Deutschland der 
"schwerindustrielle Komplex" (Eisenbahnen, Hüttenwerke, Kohlenbergbau, Maschinen-
bau) die eigentliche Initialzündung für  die Industrialisierung in den 1840ern vermittel-
te. Nicht zuletzt die Rolle des Staates als Regulierungs- und Deregulierungsinstanz sei 
durch die verschiedenen Gesetzesreformen  im Vormärz bis zur Gründung des Deut-
schen Kaiserreiches nicht nur für  den Durchbruch, sondern auch für  Art und Ausmaß 
der deutschen Industrialisierung verantwortlich gewesen.6 Konzediert man, daß - wie 
Holtfrerich  nachweist - der Ruhrkohlenbergbau einer der entscheidenden Führungs-
sektoren der deutschen Industrialisierung war,7 muß die Frage gestellt werden, in 
welchem Umfang  die staatliche Gesetzgebung für  diese Branche auf  die Entwicklung 
des Kohlenbergbaus zurückwirkte. 

Vergegenwärtigt man sich, daß der Bergbau (und auch das Hüttenwesen) in der ersten 
Hälfte  des 19. Jahrhunderts unter der Verwaltung und Kontrolle staatlicher Institutio-
nen und Organe stand,8 so scheint die These gerechtfertigt  zu sein, daß die Entwick-
lung dieses Sektors an die jeweiligen Gesetzesänderungen und ihre Auswirkungen 
gekoppelt war. Art und Ausmaß der staatlichen Regulierung bilden unter diesem 
Blickwinkel eine entscheidende Determinante für  die Dynamik und das Entwicklungs-
potential des Bergbaus. Eine Aufarbeitung  und Auseinandersetzung mit den Reformen 
des Bergrechts seit 1826 läßt daher erkennen, inwieweit der Staat über die gesetzlichen 
Veränderungen den Anstoß für  die Entwicklungsdynamik des Bergbaus gab, oder ob 

5. W.O. Henderson, Die Entstehung der preußischen Eisenbahnen 1815-1848, in: K.E. Born 
(Hg.), Moderne deutsche Wirtschaftsgeschichte,  Köln/Berlin 1966, 137-150; ders., Thomas 
Mulvany - ein irischer Unternehmer im Ruhrgebiet 1806-1885, in: Kölner Vorträge zur Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte,  Heft  12, Köln 1970, 8 ff.;  W. Weber, Industriespionage als techno-
logischer Transfer  in der deutschen Früh Industrialisierung, in: Technikgeschichte, Heft  42, 
1975, 287-305; ders., Friedrich Harkort und der Technologietransfer  zwischen England und 
Deutschland 1780-1830, in. W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe (Hg.), Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft.  Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort, Dortmund 1994, 129-148. 

6. W.O. Henderson, The State and the Industrial Revolution in Prussia 1740-1870, Liverpool 
1958; HJ. Winkler, Preußen als Unternehmer, Berlin 1965; W. Fischer, Das Verhältnis von 
Wirtschaft  und Staat in Deutschland am Beginn der Industrialisierung, in: ders. (Hg ), Wirt-
schaft  und Gesellschaft  im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 1972, 64f,  67-69. 

7. C.-L. Holtfrerich,  Quantitative Geschichte des Ruhrkohlenbergbaus im 19. Jahrhundert. Eine 
Führungssektoranalyse, Dortmund 1973. 

8. Das Bergwerks- und Hüttendepartement unterstand von 1809-1812 und von 1817-1833 dem 
preußischen Innenministerium, seit 1834 dem Finanzministerium und seit 1848 dem Handels-
ministerium. 
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der Staat nur auf  sich immens verändernde ökonomische Rahmenbedingungen in 

einem der Führungssektoren der Industrialisierung via Gesetzgebung reagierte.9 

Die ältere Forschung zu den Bergrechtsreformen  in Preußen neigt der ersten Sicht-

weise zu, ohne auf  detaillierter Quellenbasis die Diskussionen und die Artikulation 

verschiedener Interessenlagen, die der Verabschiedung des Allgemeinen Berggesetzes 

von 1865 vorangingen, zu berücksichtigen.10 Die Bergrechtsreform  wird daher aus 

Sicht der preußischen Staatsbürokratie als "eines der besten preußischen Gesetze", 

"von der Zeit seiner Entstehung bis heute als ein Gesetzgebungswerk ersten Ranges" 

oder als "Vorbild vieler in- und ausländischer Berggesetze" gefeiert,11  ohne daß die 

Vorgeschichte der Reformen,  die den Diskurs über ihr Zustandekommen einschließlich 

der unterschiedlichen Interessen behandelt, bisher genauer untersucht worden wäre. In 

diesem Zusammenhang sind vor allem zwei Fragenkomplexe von besonderer Bedeu-

tung: Erstens gilt es zu klären, wer den Anstoß zu den Reformen  gab, der Staat, der 

die unterschiedlichen Rechtsordnungen im Bergbau vereinheitlichen wollte, oder sich 

verstärkt artikulierende Interessengruppen von Bergbauunternehmern, die ihre Hand-

lungsautonomie und ihre Investitionsmöglichkeiten durch staatliche Reglementierungen 

9. Fischer neigt der Ansicht zu, daß die einzelnen Schritte der Bergrechtsreform  von 1851-1865 
einen großen Impuls für  die Entwicklung des Ruhrgebietes vermittelt hätten. Siehe W. Fischer, 
Das wirtschafts-  und sozialpolitische Ordnungsbild der preußischen Bergrechtsrefom  1851-
1865, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft  im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 
1972, 140; ders., Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform  für  den industriellen 
Ausbau des Ruhrgebiets, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft  im Zeitalter der Industria-
lisierung, Göttingen 1972, 172-74. Dagegen sieht Holtfrerich  in den großen Reformgesetzen  für 
den Bergbau in den fünfziger  und sechziger Jahren nur eine de-jure-Bestätigung faktisch  schon 
bestehender Verhältnisse und kommt daher zu der Schlußfolgerung,  "daß sich der private 
Bergbau den institutionellen Rahmen selbst geschaffen  hat, den seine technischen und wirt-
schaftlichen  Produktionsmöglichkeiten benötigten, auch wenn die Setzung dieses Rahmens de 
jure in die Kompetenz des Staates gehörte." Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 50. 

10. So konzentrieren sich die Arbeiten von Fischer zur Bergrechtsreform  hauptsächlich auf  die Zeit 
von 1851 bis zum Allgemeinen Berggesetz von 1865. Fischer, Ordnungsbild, in: ders. (Hg.), 
Wirtschaft  und Gesellschaft  im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 1972, 139-147; ders., 
Die Bedeutung, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft,  161-178; ders., Die Stellung der 
preußischen Bergrechtsreform  von 1851-1865 in der Wirtschafts-  und Sozial Verfassung  des 19. 
Jahrhunderts, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft,  149-160; 

11. Fischer, Ordnungsbild, 146; Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  159. Der 
Autor vertritt hier die These, daß das Allgemeine Preußische Berggesetz sogar Vorbild für  das 
japanische Bergrecht und das Bergrecht einiger südamerikanischer Staaten war. Siehe auch W. 
Schubert, Einleitung, in: ders. (Hg.), Gesetzrevision (1825-1848). II. Abteilung: Öffentliches 
Recht, Zivilrecht und Zivilprozeßrecht. Bd. 8, Bergrecht, 1. Halbband, Vaduz 1988, XVII. 
Siehe auch W. Friedrich, Die Entwicklung des Rechts der bergrechtlichen Gewerkschaft  in 
Preußen von 1850 bis zum Ersten Weltkrieg, in: N. Horn u. J. Kocka (Hg.), Recht und 
Entwicklung der Großunternehmen im 19. und frühen  20. Jahrhundert, Göttingen 1979, 190. 
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eingeengt sahen und auf  eine umfassende  Reform  des Bergrechts und seine Anpassung 

an die veränderten ökonomischen Bedingungen drängten.12 In diesem Zusammenhang 

läßt sich ebenfalls  klären, welche Punkte zwischen den vom preußischen Staat mit der 

Reform  beauftragten  Juristen und den Bergbauunternehmern als besonders strittig 

angesehen wurden. In einem zweiten Komplex, der stärker rechtshistorisch ausgerichtet 

sein sollte, müßte danach gefragt  werden, an welchen Kriterien oder Vorbildern sich 

die einzelnen Entwürfe  der Bergrechtsgesetze orientierten. Sahen die Juristen aus der 

staatlichen Bürokratie13 einerseits und die Bergbauunternehmer andererseits die Berg-

baugesetzgebung anderer Länder als vorbildlich und daher nachahmenswert für  die 

deutschen Staaten, speziell Preußen an, oder wurden hier spezifische,  aus der Tradition 

der deutschen Bergrechtsgesetzge1 ung stammende Gedanken und Gesichtspunkte in 

den Gesetzentwürfen  aufgegriffen  und den veränderten Zeitverhältnissen angepaßt? 

Wurden zum Beispiel die englischen Gesetze und Bestimmungen zur Regelung der 

Arbeitsverhältnisse als nachahmenswert für  den deutschen Fall empfunden  oder 

spielten hier an der deutschen Tradition14 orientierte Gesichtspunkte eine größere 

12. W. Fischer, Konjunkturen und Krisen im Ruhrgebiet seit 1840 und die wirtschaftspolitische 
Willensbildung der Unternehmer, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft  im Zeitalter der 
Industrialisierung, Göttingen 1972, 180. Holtfrerich  vertritt dezidiert den Standpunkt, daß eine 
zunehmende Artikulation von Untemehmerinteressen den Anstoß für  die Bergrechtsrefom 
gegeben habe. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 49f.  Siehe zur Artikulation von Interessen der 
Gewerken an einer Reform  des Bergrechts im Vormärz auch K. Tenfelde,  Sozialgeschichte der 
Bergarbeiterschaft  an der Ruhr im 19. Jahrhundert, Bonn 1977, 79-83. 

13. Maßgeblich an der Revision des Bergrechts waren folgende  Juristen beteiligt: Ernst August 
Graf  von Beust (1783-1859), von 1816 bis Herbst 1840 Berghauptmann des Oberbergamtes 
Bonn, ab Herbst 1840 bis 1848 Oberberghauptmann und damit Leiter der Ministerialabteilung 
für  Bergwesen in Berlin; Karl Johann Bernhard Karsten (1782-1853), seit 1808 Bergrat in 
Oberschlesien, 1819-1838 Tätigkeit im Brandenburgischen Hauptbergdistrikt, seit 1821 darüber 
hinaus Leitung der Bausachen bei der Berghauptmannschaft  in Berlin; Friedrich Reinhold 
Eugen Skalley (1785-Todesdatum unbekannt), u.a. 1815 Justitiar beim Finanzministerium, 1817 
Oberfinanzrat  im Innenministerium, außer Karsten in der Ministerialabteilung für  das Berg-
Hütten- und Salinenwesen maßgeblich mit der Bergrechtsreform  befaßt,  ab 1848-1859 Direktor 
und damit Leiter der Ministerialabteilung; Ludwig Ernst von Viebahn (1795-1877), 1833 
Direktor des Stadt- und Landgerichts Brandenburg, 1837 Rat am OLG Münster, später Direktor 
des seit 1849 als Appelationsgericht fungierenden  OLG Münster. Quelle: Schubert, Gesetzes-
revision, S. XXXV-XXXVI; Hermann Brassert (1812-1901), ab 1850 Justitiar des Bergamtes 
Siegen, ab 1855 Oberbergrat des Oberbergamtes Bonn. Gründete 1860 mit Heinrich von 
Achenbach die Zeitschrift  für  Bergrecht. Ab Mitte 1864 Vortragender Rat im Handelsministeri-
um, ab Ende 1864 Berghauptmann und Direktor des Oberbergamtes in Bonn. Unter seiner 
Ägide und entscheidenden Mitwirkung wurden die Reformanstrengungen  der Berggesetzgebung 
mit dem Allgemeinen Berggesetz vom 24. 6. 1865 erfolgreich  abgeschlossen. Siehe Neue 
Deutsche Biographie, Bd. 2 (1955), 536f. 

14. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  159. Die generellen Traditionslinien 
deutscher Wirtschaftspolitik  seit dem 18. Jahrhundert betont W. Abelshauser, Neuer Most in 
alten Schläuchen? Vorindustrielle Traditionen deutscher Wirtschaftspolitik  im Vergleich mit 
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Rolle? Übernahm des Pionierland Großbritannien auch auf  diesem Gebiet für  Deutsch-
land die Rolle eines Vorreiters oder folgte  die Gesetzgebung und damit die Regulie-
rung des Führungssektors der deutschen Industrialisierung eigenen Traditionslinien und 
gesetzlichen Bestimmungen? In diesem Fall wäre die Bedeutung der eigenständigen 
Entwicklung des Bergbaus in der Industrialisierung, zumindest was die Frage der 
rechtlichen Regelungen und Bestimmungen betrifft,  relativ hoch zu veranschlagen. 

In der folgenden  Studie soll dieser Frage in zwei Schritten nachgegangen werden: 
durch eine kurze Skizzierung der vor dem Allgemeinen Berggesetz von 1865 gültigen 
Bergordnungen und ihrer Bestimmungen; zweitens der Nachzeichnung der Reform-
anstrengungen, wobei vor allem die Gesetzesentwürfe  aus den 1830ern im Vorder-
grund stehen. Eine kurze Zusammenfassung  dieses Vergleichs bildet den Abschluß der 
Studie. 

I. Die Herausforderung:  Das Bergrecht in den alten Bergrechtsordnungen 

Verfolgt  man die Wirtschaftsgeschichte  Preußens in der ersten Hälfte  des 19. Jahrhun-
derts, so stellt man mit Erstaunen fest,  daß bis zur Jahrhundertmitte innerhalb einer 
sich zusehends liberaler gestaltenden Wirtschaftsverfassung  und Wettbewerbsordnung 
ein kompletter FührungsSektor der industriellen Entwicklung noch unter einer staatli-
chen Regulierung und überkommenen provinzialen Ordnungen stand, welche im 
wesentlichen aus der Zeit des Merkantilismus stammten. Bergbau und Hüttenindustrie 
blieben in der ersten Hälfte  des 19. Jahrhunderts von der Neuordnung der Wirtschafts-
und Sozialverfassung  in Preußen ausgenommen.15 Am Anfang  des 19. Jahrhunderts 
war das Verhältnis zwischen preußischem Staat und dem größten Teil des Ruhrkohlen-
bergbaus hauptsächlich durch die Vorschriften  folgender  Bergordnungen geregelt: der 
Kur-Kölnischen Bergordnung von 1699, der Jülich-Bergischen Bergordnung von 1719, 
der Revidierten Klevisch-Märkischen Bergordnung von 1766 und durch die Bestim-

England, in: D. Petzina u. J. Reulecke (Hg.), Bevölkerung, Wirtschaft,  Gesellschaft  seit der 
Industrialisierung. Festschrift  für  Wolfgang  Köllmann, Dortmund 1990, 117-132. 

15. C. Wischermann, Handlungsspielräume der frühindustriellen  Unternehmerschaft  zwischen 
Paternalismus und Liberalismus, in: W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe, Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft.  Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort, Dortmund 1994, 90. Fischer meint im Hinblick auf  die Reformanstrengungen  seit 
1851, daß "die Reform  des Bergrechts somit als ein Nachschlag zu der Reform  des Gewerbe-
rechts während der ersten Hälfte  des 19. Jahrhunderts anzusehen" sei. Fischer, Ordnungsbild, 
138. Siehe auch ders., Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  149, 159. 
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mungen des Allgemeinen Landrechts von 1794, die allerdings nur subsidiär zu den 
anderen Bergordnungen galten. Außerdem fand  linksrheinisch das französische  Berg-
gesetz von 1810 Anwendung.16 Alle preußischen Bergordnungen sowie das im All-
gemeinen Landrecht fixierte  Bergrecht hatten ihre Wurzeln im gemeinen sächsisch-
deutschen Bergrecht17, für  das vor allem die Regalität des Bergrechts18, das selb-
ständige Bergwerkseigentum, der Betriebszwang und die staatliche Direktion des 
Bergbaubetriebes kennzeichnend waren.19 Bezogen auf  Preußen bedeutete dieses, daß 
nach den geltenden Bergordnungen der preußische Staat das Bergregal besaß, das ihm 
das Eigentum an allen Bodenschätzen verlieh, so daß der private Abbau von unter-
irdischen Bodenschätzen von seiner Genehmigung abhing. Nur wer vom preußischen 
Staat Schürfscheine  und Mutungen erhielt, durfte  Bergbau betreiben. In diesen Ord-
nungen war darüber hinaus das Direktionsprinzip verankert, welches aus dem Bergre-
gal abgeleitet und am extremsten in der Klevisch-Märkischen Bergordnung von 1766 
fixiert  wurde. Durch diese Rechtsfigur  sicherte sich der Staat auch die wirtschaftliche 
Leitung der Bergbaubetriebe. Die staatlichen Institutionen und Organe - vor allem die 
Berg- und Hüttendepartements der jeweiligen Ministerien sowie die Bergämter -
regelten den Abbau der unterirdischen Kohlevorkommen, die Vergrößerung der 

16. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  150; ders., Die Bedeutung der preußi-
schen Bergrechtsreform,  164; Friedrich, 191; Schubert, Einleitung, XVIII. Zur Entstehung und 
Entwicklung des deutschen Bergrechts und der territorialen Bergordnungen vom 12. bis 18. 
Jahrhundert vgl. neuerdings W. Reininghaus, Landesherr, Staat und Bergbau im 12. bis 18. 
Jahrhundert. Entwicklungen in Mitteleuropa und ihr Einfluß  in Westfalen,  in: Jb. des Vereins 
für  Orts- und Heimatkunde in der Grafschaft  Mark, 92, 1994, 43ff. 

17. In den Vorbemerkungen zum ersten Entwurf  einer Revision des Bergrechts hieß es:"Das 
deutsche Bergrecht ist, seinem Ursprünge nach, darin verschieden von den übrigen Theilen des 
Rechts, daß es keine Grundlage in römischen oder anderen für  Deutschland allgemein gültigen 
Gesetzen hat. Die Grundsätze des Bergrechts bildeten sich ursprünglich als Gewohnheitsrecht 
aus, dies wurde bei der Verbreitung des Bergbaues auf  andere Gegenden mit übertragen und 
allmählig in einzelnen mehr oder minder vollständigen Bergordnungen gesammelt..." Vor-
bemerkung zu den Motiven zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf  eines allgemeinen 
preußischen Bergrechts und einer Instruktion zur Verwaltung des Berg-Regals, abgedr. in: 
Schubert, Gesetzesrevision, 93. 

18. In den Motiven zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf  eines allgemeinen preußischen 
Berggesetzes wird die Rechtsfigur  des Bergregals wiefolgt  abgeleitet:"Das Bergregal selbst, ist 
in Deutschland seit vielen Jahrhunderten historisch begründet und in den Reichsgesetzen als 
den Reichsfürsten  zustehend anerkannt...Motive, abgedr. in Schubert, Gesetzesrevision, 101. 

19. Schubert, Einleitung, XVIII; Tenfelde,  Sozialgeschichte, 63. 
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Produktionskapazitäten, den Produktenverkauf  und die Preisfestsetzung,  das Rech-
nungswesen und die Arbeitsverhältnisse.20 

Die privaten Anteilseigner der Kohlenzechen - bis in die 1850er hinein fast  ausschließ-
lich die Kuxbesitzer21 - trugen das finanzielle  Risiko ihres Kapitaleinsatzes, welches 
jedoch dadurch verringert wurde, daß die Bergbehörden den Bergbautreibenden 
erfahrene  Fachleute zur Führung und Beratung der Betriebe zur Verfügung  stellte. 
Darüber hinaus wurde die Preisgestaltung durch die Bergbehörden so gehandhabt, daß 
für  den Absatz der Gruben unterschiedliche Preise festgesetzt  wurden, wodurch die 
Absatzchancen der ungünstig gelegenen Zechen gegenüber den günstig gelegenen aus-
geglichen wurden.22 Der Besitz von Anteilsscheinen an einer Kohlenzeche - die Kuxe 
- berechtigte also nicht zur selbständigen Geschäftsführung,  sondern verlieh seinem 
Inhaber im wesentlichen nur das Recht der Ausbeute - d.h. der Gewinnabschöpfung  -
in konjunkturell guten Jahren und die Pflicht  zur Zubuße, wenn die Ertragslage der 
Zeche schlecht und es zu Verlusten gekommen war, oder wenn die benötigten finan-
ziellen Mittel für  beabsichtigte Erweiterungsinvestitionen nicht aus den Gewinnen der 
Bergbaugesellschaft  aufgebracht  werden konnten.23 

Der Ausschluß der Kapitaleigner von der Geschäftsführung  der Zechen und die 
exklusive Leitung der Bergbaubetriebe durch die Staatsorgane wurde bereits vor 
Aufnahme  der Gesetzesreform  zusehends zum Streitpunkt zwischen Bergbehörden und 
Kuxbesitzern. Die erste massive Auflehnung  rheinischer Gewerken gegen den preußi-
schen Dirigismus datiert bereits aus dem Jahre 1803.24 Die Gewerken konnten dabei 
als Argument anführen,  daß schon im Allgemeinen Landrecht vorgesehen war, daß 
"bei Beschließung wichtiger Vorrichtungen, welche mit erheblichen Kosten verbunden 

20. H.-D. Krampe, Der Staatseinfluß  auf  den Ruhrkohlenbergbau von 1800 bis 1865, Köln 1961, 
17ff;  Max Schulz-Briesen, Der preußische Staatsbergbau im Wandel der Zeiten, 1. Bd., Berlin 
1932, 26ff;  M. Reuss, Mittheilungen aus der Geschichte des königlichen Oberbergamtes zu 
Dortmund und des niederrheinisch-westfälischen  Bergbaus, in: ZfdBHuSw,  Bd. 40, 1892, 
31 Iff;  Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 26f;  Fischer, Die Bedeutung der preußischen Berg-
rechtsreform,  164f. 

2). Zur Funktion und Gestaltung der bergrechtlichen Gewerkschaft  siehe Friedrich, Bergrechtliche 
Gewerkschaft  in Preußen, vor allem 191-194 

22. Krampe, 20, 68ff;  Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform,  165. 

23. Krampe, 50. 

24. Tenfelde,  Sozialgeschichte, 79. 
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sind, jedesmal der Beliehene zuzuziehen ist.."25 Am 13. 2. 1932 wurde die Auslegung 
dieser Bestimmung dergestalt erweitert, daß die Königlichen Reviergeschworenen die 
Weisung erhielten, beim Entwurf  eines Betriebsplans für  die Kohlenzechen die Ge-
werken und Steiger hinzuzuziehen.26 

Den ersten entscheidenden Schritt zur Aufweichung  eines rigide angewandten Direk-
tionsprinzips und den ersten Erfolg  der Bergbauunternehmer in ihrem Ringen um mehr 
Selbständigkeit und mehr Handlungautonomie gegenüber den Bergbehörden markierte 
jedoch 1826 der Abschluß eines mehr als zehn Jahre dauernden Kampfes  der Gewerk-
schaft  der Zeche SchÖlerpad, ihr Gesuch auf  Abteufen  eines Tiefbauschachtes  zu 
bewilligen. Der preußische König, dem das Anliegen nach der Ablehnung durch die 
Bergämter, dem westfälischen  Oberpräsidenten und dem Staatsministerium vorgetragen 
wurde, verfügte,  daß man einer einzelnen Zeche nicht ein Monopol einräumen dürfe, 
indem man benachbarten einen Tiefbauschacht  versage.27 Von diesem Zeitpunkt an 
zeigten sich die Bergämter und andere Behörden etwas nachsichtiger gegenüber den 
Investitionswünschen der privaten Zechenunternehmer, wenn diese nur mit genügender 
Hartnäckigkeit ihre Anliegen vorbrachten.28 

Die privaten Bergbauunternehmer, ermuntert durch den Erfolg  der Zeche Schölerpad, 
forderten  von diesem Punkt an immer eindringlicher eine Reform  der Eigentums-
verhältnisse im Ruhrbergbau. Weniger die Regelung der Arbeitsverhältnisse, sondern 
mehr ein größeres Maß an Handlungsautonomie bei der Betriebsführung  und den an-
stehenden Investitionen bildete die zentrale Forderung der Unternehmer wie Haniel, 
Harkort, Stinnes oder Grillo. Uneingeschränkte Dispositionsgewalt über Eigentum und 
Unternehmen lautete ihre zentrale Forderung.29 

25. Allgemeines Landrecht Teil II, 16. Tit. Paragraph 82-83. 

26. Krampe, 51, 55; Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform,  167. 

27. H. Spethmann, Der Tiefbau  der Zeche Schölerpad im Kampf  gegen das Direktionsprinzip, in: 
Bergfreiheit,  Jg. 1952, Heft  6; ders., Franz Haniel, sein Leben und seine Werke, Duisburg 
1956, 159 ff;  Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  152; ders., Die Bedeu-
tung der preußischen Bergrechtsreform,  168. 

28. Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform,  168; Holtfrerich,  Ruhrkohlen-
bergbau, 28. 

29. Wischermann, Handlungsspielräume, 91. 
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Die lange Zeit eher behutsam geführte  Reformdebatte  schlug um 1830 in einen 
offenen  Streit um, als einerseits Friedrich Harkort,30 Wortführer  der Anhänger des 
Freibaus im Bergbau, und andererseits Verfechter  des Direktionsprinzips (vor allem 
der Oberbergamtsdirektor Bölling und der Wittener Gewerke Berger) öffentlich,  das 
heißt in einschlägigen Zeitschriften,  kontrovers ihre Argumente pro und contra Direk-
tionsprinzip oder Freizügigkeit der Betriebsführung  vorbrachten.31 

Die statisch-merkantilistisch ausgerichteten Wirtschaftsordnenden  Vorstellungen von 
Gewerken wie Berger oder konservativen Beamten der Bergämter gerieten aber in den 
folgenden  Monaten zunehmend in die Defensive.  Der Trennung Belgiens von Holland 
folgte  die Aussperrung belgischer Kohle vom holländischen Markt und dessen Öffnung 
für  die Ruhrkohle. Die daraus resultierende große Nachfrage  nach Kohle überforderte 
die existierenden Förderkapazitäten und veranlaßte die Bergbehörden, neue Förder-
möglichkeiten freizugeben  und die Bergbauunternehmer zu ermuntern, den Tiefbau 
auszudehnen. Die günstige Konjunktur und die Zeitumstände erleichterten es daher 
Männern wie Harkort, Anträge auf  selbständige Unternehmensführung  im westfäli-
schen Provinziallandtag zu stellen32, oder Gewerken wie Franz Haniel, vom west-
fälischen  Oberpräsidenten von Vincke Klarheit über die künftigen  Abgaben und 
Steuern der Gewerkschaften  zu verlangen.33 

30. Zur Geschichte der Familie Harkort siehe W. Köllmann, Friedrich Harkort, Bd. 1: 1793-1838, 
Düsseldorf  1964, sowie die Beiträge, die vor kurzem in dem Sammelband: Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft.  Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort, hg. von W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe, Dortmund 1994, publiziert 
worden sind. 

31. Wischermann, Handlungsspielräume, 91; Tenfelde,  Sozialgeschichte, 80f.  Berger, ein Ver-
fechter  und Vertreter des Stollenbergbaus, sah durch ein größeres Maß an unternehmerischer 
Handlungsautonomie und freier  Konkurrenz sein unter der Obhut der Bergbehörden austariertes 
Netz von wirtschaftlichen  Beziehungen gefährdet.  Folgerichtig sah er in der freien  Konkurrenz 
ein ökonomisches Schreckgespenst mit verheerenden Folgen und lehnte den sogenannten 
Freibau, bei dem die Bergbautreibenden und nicht wie bisher die Bergbehörde die Förder-
menge festsetzen  sollten, entschieden ab. Zum Umfeld  der Debatte zwischen Harkort, Berger 
und Bölling sowie ihrer Verortung im wirtschaftspolitischen  Diskurs des rheinisch-westfäli-
schen Wirtschaftsbürgertums  siehe R. Boch, Grenzenloses Wachstum? Das rheinische Wirt-
schaftsbürgertum  und seine Industrialisierungsdebatte 1814-1857, Göttingen 1991, 132-37; 
ders., Das bergisch-märkische Wirtschaftsbürgertum  1814-1840: Von der begrenzten Gewer-
beentwicklung zur entfesselten  Industrie, in: W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe (Hg.), 
Bürgerlichkeit zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft.  Beiträge zum 200. Geburts-
tag von Friedrich Harkort, Dortmund 1994, 33-35. 

32. Tenfelde,  Sozialgeschichte, 81; Köllmann, Friedrich Harkort, 172ff.,  179. 

33. Tenfelde,  Sozialgeschichte, 81; Spethmann, Haniel, 200f. 
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Sowohl für  die preußische Ministerialbürokratie als auch für  die Bergbehörden er-
wuchs aus diesen wie auch aus anderen Beschwerdebriefen  und Petitionen von Gewer-
ken die Notwendigkeit, sich eingehend mit einer Reform  des Bergrechts befassen  zu 
müssen. Schließlich gab noch ein anderer ökonomischer "Sachzwang" den Anstoß für 
Reformanstrengungen.  Die rigide Anwendung des Direktionsprinzips wurde bereits vor 
der offiziellen  Beseitigung erheblich dadurch durchlöchert, daß seit dem Erlaß der 
Instruktionen für  die Königlichen Reviergeschworenen vom 13. 2. 1932 bei der Fest-
setzung der Preistaxe sowie bei deren Einhaltung immer häufiger  die Wünsche und 
Forderungen der Gewerken gehört und berücksichtigt werden mußten. Den Berg-
beamten gelang es trotz aller Sachkunde angesichts des sich zunehmend ausweitenden 
Absatzgebietes seit Ende der 1820er immer weniger, den Überblick über das Markt-
geschehen in seiner ganzen Weite zu behalten. Die Festsetzung der Preistaxen gestalte-
te sich daher in den 1830er de facto  langsam zur Annahme des Mehrheitsbeschlusses 
der Gewerken,34 was deren Stellung gegenüber den Bergbehörden natürlich stärkte. 
Veränderte wirtschaftliche  Rahmenbedingungen und ein daraus abgeleiteter erweiterter 
Handlungsspielraum für  die Bergbauunternehmer gaben daher einen entscheidenden 
Anstoß für  eine Reform  der Berggesetzgebung, selbst wenn man den Plan der Ministe-
rialbürokratie, die unterschiedlichen Berg Ordnungen zu vereinheitlichen, in seinem 
Gewicht nicht zu gering veranschlagen darf. 

II. Die Reaktion des Staates: die Reformanstrengungen  von 1826 bis 1846 

Am Beginn der 1830er zeigte sich somit ein zunehmendes Konfliktpotential,  welches 
sich infolge  von veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen einerseits sowie nur 
ansatzweise durchgeführten  Reformen  im Kohlenbergbau andererseits verdichtet hatte. 
Die Bestrebungen nach einer grundlegenden Neuordnung der Rechtsverhältnisse im 
Bergbau gewannen daher an Intensität. Im Zentrum des Interesses der preußischen 
Staatsregierung stand jedoch zunächst der Wunsch, das Recht in allen preußischen 
Territorien zu vereinheitlichen. Daher sollte das Allgemeine Landrecht generell einer 
Revision unterzogen werden. Im Zuge der angestrebten umfassenden  Reform  hatten 
Justiz- und Innenministerium bereits 1826 den Auftrag  erhalten, auch eine Neufassung 
der bergrechtlichen Teile des Landrechts auszuarbeiten. Dabei zeigte sich jedoch bald, 
daß auch die diversen und divergierenden Bergordnungen in die Revision mit ein-
bezogen werden mußten, wenn das Ziel einer Vereinheitlichung des Bergrechts tat-

34. Krampe, 89. 



Harald Wixforth 

sächlich realisiert werden sollte. Die Bearbeitung des Bergrechts mit dem Ziel einer 
Vereinheitlichung wurde daher einer speziellen Kommission übertragen.35 Erschwe-
rend kam hinzu, daß die Revisionsarbeiten nur schleppend vorankamen, selbst als die 
ersten Entwürfe  eines neuen Berggesetzes, welche vom Innenministerium ausgearbeitet 
worden waren, zur Diskussion standen. Der preußische Justizminister Kamptz übertrug 
daher die Revisionsarbeiten dem Arnsberger Hofgerichtsrat  von Viebahn, der unter 
Mitarbeit der Finanzräte Karsten und Skalley aus der Bergwerks- und Hüttenabteilung 
des Innenministeriums bis 1833 einen erneuten Reformentwurf  ausarbeitete. Dieser 
Entwurf  sah vor, daß trotz Beibehaltung des Bergregals das Direktionsprinzip erheb-
lich abgeschwächt werden sollte. Im übrigen beruhte diese Vorlage weitgehend auf 
den Grundsätzen des deutschen gemeinen Bergrechts und sollte auch in den links-
rheinischen Gebieten gelten. Bezüge oder eine bewußte Auseinandersetzung mit dem 
englischen Bergrecht fehlten  völlig. Das englische Bergrecht, das auf  einer weitgehend 
kasuistischen Anwendung von bergrechtlichen Bestimmungen und einer privatrecht-
lichen Regelung des Bergbaubetriebs und des Verhältnisses sowohl zwischen Grund-
besitzer und Bergbautreibendem als auch zwischen diesem und den Bergarbeitern 
beruhte,36 wurde aufgrund  seiner völlig andersgelagerten Bestimmungen von der 
preußischen Ministerialbürokratie gar nicht erst als Muster für  ein revidiertes Berg-
gesetz angesehen. 

Sollte das neue Berggesetz jedoch auch linksrheinisch Gültigkeit haben, so war eine 
Auseinandersetzung mit dem französischen  Berggesetz vom 21. April 1810 notwen-
dig,37, welche in dem Entwurf  von 1833 in extenso geleistet wurde.38 Als besonders 
problematisch sahen es die mit der Revision beauftragten  Juristen an, daß der Grund-
satz des Bergregals des Staates über bestimmte Mineralien im französischen  Berg-

35. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  151; ders., Die Bedeutung der preußi-
schen Bergrechtsreform,  168. 

36. Zur Verfaßtheit  der rechtlichen Bestimmungen im englischen Bergbau in der ersten Hälfte  des 
19. Jahrhunderts siehe M.W. Flinn, The History of  the British Coal Industry, Vol. 2: 1700-
1830: The Industrial Revolution, Oxford  1984, 36-49; N. Buxton, The Economic Development 
of  the British Coal Industry, London 1978, 33-40. 

37. Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform,  169; ders., Das wirtschafts-  und 
ordnungspolitische Ordnungsbild, 141. 

38. In dem Entwurf  hieß es u.a.:"Bei der Entwerfung  eines allgemeinen Bergrechts für  sämtliche 
Provinzen des preußischen Staates, wird besonders die Frage in Erwägung kommen: ob dies 
für  die Provinzen der westlichen Rheinseite, in welchen die französische  Gesetzgebung besteht, 
ohne besondere Modifikationen  erlassen werden kann..." Motive zu dem von den Revisoren 
vorgelegten Entwurf,  abgedr. in Schubert, 237. 
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gesetz explizit nicht verankert war, so daß eine Harmonisierung der unterschiedlichen 
Rechtspositionen schwierig schien. Ein Abrücken vom Bergregal wurde in Erwägung 
gezogen, dann aber wieder verworfen.  Gelöst wurde das Problem, indem man das 
Recht das französischen  Staates, allein die Konzession für  den Bergbau zu erteilen, 
seiner Rechtsnatur dem deutschen Bergrecht als gleichgerichtet ansah.39 

Einen anderen wesentlichen Unterschied zu den bisher geltenden Bergordnungen in 
Preußen bildete das Fehlen der Rechtsfigur  der Bergbaufreiheit,  welche einerseits dem 
Regalherren erlaubte, auch auf  fremden  Grund und Boden Bergbau zu betreiben, 
andererseits jedem Dritten gestatte, Mineralien nach den vom Regalherren aufgestellten 
Bedingungen aufzusuchen  und abzubauen, sofern  ihm der Regalherr die Bergbau-
berechtigung erteilt hatte. Das französische  Recht sah dagegen vor, daß nur der 
Inhaber der vom Staat erlassenen Konzession Bergbau betreiben durfte,  nicht der-
jenige, der die Mineralien tatsächlich durch Muten und Schürfen  gefunden  und abge-
baut hatte. Die mit der Revision des Bergrechts beauftragten  Juristen sprachen sich in 
diesem Punkt eindeutig für  die Beibehaltung der aus dem deutschen Recht abgeleiteten 
Rechtsfigur  der Bergbaufreiheit  aus, wobei sie sich offenkundig  von dem Gedanken 
leiten ließen, daß jeder, der Mineralien aufgefunden  und erschürft  hatte, potentiell in 
die Lage versetzt werden sollte, Bergbau zu betreiben. Mögliche Investoren sollten 
durch ein kompliziertes Konzessionssystem, so wie es in Frankreich herrschte, nicht 
davor abgeschreckt werden, Schächte zu errichten und Kohle zu fördern,  um dadurch 
dem Bergbau in Preußen generell zum Aufschwung  zu verhelfen.40 

Während die Rechtsfiguren  des Bergregals und der Bergbaufreiheit  damit weiter gelten 
sollten, sah der Entwurf  vor, daß die Bergbehörden in ihren Kompetenzen erheblich 

39. In den Motiven für  den Entwurf  hieß es dazu:"....Der Grundsatz des Bergregals des Staates 
über bestimmte Mineralien, ist im französischen  Bergrecht nicht ausdrücklich angesprochen ... 
nach Tit. II Art. 5 und 12 kann Niemand, auch nicht der Eigenthümer, ein Bergwerk ohne 
Konzession des Staates anlegen, und dieser kann sie eben sowohl dem Eigenthümer, als einem 
Dritten ertheilen... Er <der Staat, H.W>...kann durch Konzession und Permession unbedingt 
über die Benutzung der Mineralien entscheiden. Das deutsche Bergrecht erfordert  hierzu die 
Belehnung, es tritt also hier eine Verschiedenheit nur in den Namen, nicht im Prinzip ein, und 
diese kann sehr wohl durch den Ausdruck: Verleihung, welcher im Entwürfe  gewählt ist, 
ausgeglichen werden..." Motive zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf,  239. 

40. In den Motiven hieß es zu diesem Punkt:"Der deutschrechtliche Grundsatz, der Freierklärung 
des Bergbaues ist in das französische  Gesetz nicht aufgenommen,  dasselbe kennt deshalb auch 
keine bestimmten Rechte des Schürfers  und des ersten Finders...Der Billigkeit und der all-
gemeinen Beförderung  des Bergbaues sind aber die deutschen Grundsätze angemessener; der 
Schürfer  ist durch bestimmte Rechte für  seine Bemühungen belohnt, gegen Willkür geschützt, 
und auch der wenig Bemittelte nicht von dem Bergbau ausgeschlossen...." Motive, 241. 
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beschnitten werden sollten. Statt das Bergwerkseigentum für  die Gewerken direkt zu 
verwalten, sollten sie sich darauf  beschränken, eine Oberaufsicht  über den privaten 
Bergbau zu führen  und den Betrieb des Bergbaus nach den Regeln der Bergbaukunde 
und den bergpolizeilichen Regelungen zu überwachen. Statt des Direktions- wurde 
damit das Inspektionsprinzip in diesem Entwurf  bereits angestrebt.41 

Die Bergämter und ihre Beamten protestierten energisch gegen diesen Passus und 
hielten an ihrer Meinung fest,  daß der Staat die Leitung des Bergbaus auf  keinen Fall 
aus der Hand geben dürfe.  "Die Gewerken seien nicht in der Lage, ihren Gruben-
betrieben selbst vorzustehen," urteilte das Oberbergamt Dortmund noch 1838 in einer 
Stellungnahme zu dem Entwurf  und gab damit die Auffassung  der Bergbehörden 
wieder, die im ganzen 18. Jahrhundert gegolten hatte.42 

Der Entwurf  wurde 1835 unter Beibehaltung seiner Grundprinzipien durch von Vie-
bahn noch einmal umgearbeitet. Dennoch stieß er im Staatsministerim auf  erhebliche 
Bedenken, so daß beschlossen wurde, die Oberbergbehörden gutachterlich zu dem 
überarbeiteten Entwurf  zu hören. Nachdem diese ihre Stellungnahmen abgegeben und 
sich mehrheitlich dafür  ausgesprochen hatten, das Direktionsprinzip sogar zu ver-
schärfen,  entschied das Staatsministerium 1841, dieses Prinzip aufrechtzuerhalten  und 
die Vorschläge des Entwurfs  von 1833 nicht weiterzuverfolgen.  Statt dessen wurde 
1841 eine neue Vorlage erarbeitet, die an die Provinziallandtage überwiesen und von 
Mai 1845 bis Dezember 1846 von einer Kommission für  die Gesetzesrevision umge-
arbeitet wurde. Diese Kommission beschloß, an der auch in dieser Vorlage wieder 
verankerten Rechtsfigur  des Direktionsprinzips - wenn auch etwas abgeschwächt -
festzuhalten  und die diesbezüglichen Vorschläge des Entwurfs  von 1833 endgültig zu 
verwerfen.  1846 wurde die Vorlage vom Staatsministerium als Entwurf  für  ein all-
gemeines Berggesetz gebilligt und vom König einer Intermediatskommission zur 
weiteren Beratung überwiesen, die ihre Arbeit aber bis zur Revolution vom März 1848 
noch nicht aufgenommen  hatte. Die Anstrengungen um eine wirkliche Reform  des 
Berggesetzes waren nicht nur ins Stocken geraten, sondern durch die bornierte Haltung 
der Bergbehörden, die ihre Machtstellung noch einmal ausspielen konnten, auf  das 

41. Siehe hierzu Vorbemerkungen zu den Motiven, abgedr. in Schubert, Gesetzesrevision, 97-99; 
Motive, Absatz 63, 64, 69 und 70. 

42. Zitiert nach Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform,  152; Krampe, 21. 
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Abstellgleis geraten. Einen neuen Impuls erhielten die Reformbemühungen  erst wieder 
nach der Revolution von 1848.43 

III. Die weiteren Reformen  bis zum Allgemeinen Berggesetz 

Werfen  wir einen kurzen Blick auf  die weitere Reform  der Berggesetzgebung bis zum 
Allgemeinen Berggesetz von 1865. Kann man die Zeit von 1820 bis 1851 als eine 
Phase einer langsam zunehmenden Selbständigkeit der privaten Bergbauunternehmer 
in der Betriebsleitung betrachten, so bildeten die folgenden  Anschlußgesetze den ersten 
entscheidenden Durchbruch hin zur vollen selbständigen Leitung der Zechenbetriebe 
durch ihre Eigentümer und zur Ablösung des Direktionsprinzips. Die Aufgaben  der 
Bergbehörden beschränkten sich fortan  auf  die Überwachung der Sicherheitsbestim-
mungen, auf  die Einstellung, Verlegung und Entlassung nicht mehr aller Bergarbeiter, 
sondern nur noch der Knappschaftsgenossen  und auf  die Festsetzung der Normallöhne, 
die den Knappschaftsmitgliedern  von den Bergbauunternehmern als Mindestlöhne 
gezahlt werden mußten.44 

Die wichtigsten Etappen auf  diesem Weg seien kurz erwähnt: das Miteigentümergesetz 
von 1851, welches den Gewerken und ihren Repräsentanten ein größeres Maß an Mit-
sprache bei der Betriebsleitung zusicherte, das Knappschaftsgesetz  von 1854, welches 
die Kompetenzen und Aufgaben  der Knappschaften  für  den gesamten preußischen 
Staat einheitlich regelte, das Freizügigkeitsgesetz von 1860, welches einerseits den 
Berg- und Hüttenarbeitern die Freizügigkeit zusicherte und den Abschluß von Arbeits-
verträgen zwischen Bergwerkseigentümern und Bergleuten dem "freien  Übereinkom-
men" überließ, andererseits den Bergbehörden nur noch eine Aufsichtsfunktion  über 
die Bergbaubetriebe zubilligte, sowie das Gesetz über die Kompetenz der Bergämter, 
welches 14 Bergbehörden aufhob  und ihre Befugnisse  auf  die Oberbergämter übertrug, 
die fortan  für  die Verleihung der Bergbaugerechtsame und die Überwachung der berg-
polizeilichen Vorschriften  verantwortlich waren.45 

43. Schubert, Einleitung, S. XX. 

44. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 29. 

45. Fischer, Das wirtschafts-  und sozialpolitische Ordnungsbild, 140; ders., Die Bedeutung der 
preußischen Bergrechtsreform,  171; Schubert, Einleitung, XXXI-XXXIII; Friedrich, 192. 
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Nach diesen erlassenen Gesetzen erhielten die Bergbaubehörden weiterhin das Recht 
auf  Verleihung der Grubenfelder,  ohne daß der Staat ihnen ein Auswahlrecht unter den 
Bewerbern zugestand. Allerdings verzichteten die Bergbehörden darauf,  daß der 
Bergbauunternehmer seine von ihm aufgespürten  Lagerstätten "auf  Augenschein hin 
zu entblößen hatte", das heißt, Mutungsschächte anlegen mußte. Vielmehr gingen die 
Bergämter jetzt dazu über, Felder zu verleihen, die nur durch Bohrlöcher und nicht 
mehr "auf  Augenschein" hin erschürft  worden waren, was für  die Bergbauunternehmer 
eine erheblich Kosten- und Risikominimierung bedeutete und nicht zuletzt der Grund 
für  die gestiegene Investitionsfreude  im Bergbau in den fünfziger  Jahren war.46 

Den Schlußpunkt aller Liberalisierungsbemühungen und Reformen  im Bergbau bildete 
des "Allgemeine Preußische Berggesetz" vom 24. 6. 1865, welches alle bis dahin noch 
geltenden Bergordnungen ablöste und die schon faktisch  existierende Freierklärung des 
Bergbaus garantierte. Die wirtschaftliche  Selbständigkeit der Betriebe und die uneinge-
schränkte Handlungsautonomie der Unternehmer wurde bis 1914 im wesentlichen 
unverändert durch dieses Gesetz festgeschrieben.47 

IV. Resümee: Vorbild Großbritannien? 

An dieser Stelle ein kurzes Fazit. An den Reformen  der Berggesetzgebung in Preußen 
lassen sich exemplarisch sowohl divergierende Interessenlagen einzelner Fraktionen 
des frühindustriellen  Unternehmertums als auch die Konflikte  zwischen nach Hand-
lung sautonomie strebenden Bergbauunternehmern und der preußischen Bürokratie 
ablesen. Die Unternehmer des Bergbaus waren sich nach 1816 keinesfalls  einig, 
welche ordnungspolitischen Konzepte im Bergbau weiter angewandt werden sollten. 
Während eine Fraktion zunächst durchaus die Beibehaltung einer starken staatlichen 
Kontrolle via Direktionsprinzip ausdrücklich befürwortete,  forderte  eine andere mit 
Nachdruck die völlige Dispositionsgewalt über Eigentum und Betrieb. Mit dem 
Anziehen der Konjunktur in den dreißiger Jahren wuchs aber der Druck derjenigen 
Bergbauunternehmer, welche die Freilassung dieser Branche aus der staatlichen 
Reglementierung forderten,  auf  die Bergbehörden und die Ministerialbürokratie, 
welche diesem Druck nicht länger standhalten konnten. Schrittweise wurde nicht nur 

46. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 30. 

47. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 30. 
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ab Mitte der dreißiger Jahre das Direktionsprinzip unterminiert, sondern via Gesetz-
gebung eine Reform  des Bergrechts angestrebt. Auffällig  ist dabei, daß in den 1830ern 
liberalere Reformentwürfe  aus der Ministerialbürokratie am Widerstand der Berg-
behörden scheiterten, die als letzte Bastionen des "gesonderten Bergwerksstaates"48 

noch einmal ihre Machtposition demonstrieren konnten. Nicht zuletzt ihre Haltung war 
für  den schleppenden Verlauf  des Reformprojekts  verantwortlich, das erst unter 
veränderten ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen in den sechziger 
Jahren verwirklicht werden konnte. 

Unter diesem Blickwinkel erscheint der preußischen Bergbau, mit seinen merkantilisti-
schen staatlichen Regulierungsinstanzen als ein Relikt einer noch "vorkapitalistisch" 
geprägten Wirtschaftsverfassung.  Die in der Literatur so oft  beschworene Position 
Preußens und der Staaten des deutschen Bundes als "Nachzügler der Industrialisie-
rung" gegenüber dem Pionierland Großbritannien läßt sich bis in die Mitte des 19. 
Jahrhunderts im Bergbau durchaus konstatieren. Andererseits muß in Rechnug gestellt 
werden, daß sich die rechtliche Verfaßtheit  des Bergbau mit seinen seit langem 
tradierten Rechtsfiguren  nicht ohne gravierende Widerstände seitens der preußischen 
Regierung, vor allem aber der Bergbehörden in einem Zug ändern ließ. Diese Erkennt-
nis findet  sich auch bei allen mit der Revision beauftragten  Juristen. Daher überrascht 
es nicht, daß bei den Beratungen über die Bergrechtsreform  Großbritannien mit seiner 
gänzlich anders gelagerten rechtlichen Verfaßtheit  des Bergbaus keinesfalls  als Vorbild 
für  den deutschen Entwicklungsweg diente. Selbst die reformerisch  orientierten 
Juristen erkannten die Notwendigkeit, daß in diesem FührungsSektor der Industrialisie-
rung trotz der Liberalisierung und Beseitigung staatlicher Reglementierungen dennoch 
tradierte rechtliche Kodifikationen  beibehalten werden mußten. Das englische Modell 
von wirtschaftsordnenden  Bestimmungen schien ihnen daher von vornherein nicht als 
nachahmenswert. Die Widerstände gegen die zögernd liberaleren Reformentwürfe  aus 
den dreißiger Jahren dokumentieren, daß die mit der Gesetzesrevision beauftragten 
Juristen in ihrer Einschätzung richtig lagen. Großbritannien als ordnungspolitisches 
Vorbild für  die Reform  der preußischen Bergrechtsgesetzgebung konnte daher keine 
Wirkungsmacht entfalten. 

48. W. Weber, Innovationen im frühindustriellen  deutschen Bergbau und Hüttenwesen. Friedrich 
Anton von Heynitz, Göttingen 1976, 236. 




